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Die Arabellion geht in ihr viertes Jahr: mehr Freiheit aber weniger Sicher-
heit, mehr Chancen aber weniger Jobs, ein Flickenteppich von Konflikten. 
Die Umbrüche irritieren und überfordern die meisten Menschen rund 
ums Mittelmeer. Dennoch, Arabien macht sich vielerorts auf den Weg 
Richtung Demokratie und sozialer Marktwirtschaft. Trotz Reibungsverlus-
ten geht die europäische Transformationshilfe in die richtige Richtung, sie 
könnte sich aber politisch stärker einbringen. 
Der Bürgerkrieg in Syrien, der Kampf gegen 
Djihadisten in Mali, der Machtkampf in Ägyp-
ten und die Flüchtlingsdramen vor Lampedusa 
prägen ein negatives Bild über die Umbrüche 
in Arabien. Was mit Euphorie 2011 begann, 
endet nun im Chaos, so die Wahrnehmung vie-
ler Europäer. 
Diese negativen Eindrücke verdecken, dass 
Europas arabische Nachbarschaft ein vielsei-
tiges Gesicht zeigt: Das veranschaulicht der 
aktuelle Bertelsmann Transformationsindex 
2014 (BTI). Die BTI-Analyse ermöglicht einen 
Entwicklungs-Vergleich in Sachen Demokrati-
sierung und sozialere Marktwirtschaft seit 2003. 
Danach driften die einzelnen Subregionen der 
Arabischen Welt seit 2011 politisch auseinan-
der: Im Nahen Osten dominieren politische 
Rückschritte entlang der ethnischen und reli-
giösen Konflitklinien vom Libanon über Syrien 
und den Irak bis nach Bahrain. Die Golfregion 
kennzeichnet politische Stagnation, mancher-
orts auch Repression, bei parallelem wirt-
schaftlichen Boom. Tunesien, Ägypten, Libyen, 
Algerien und Marokko wiederum haben durch 
mehr politische Beteiligungsmöglichkeiten 
und soziale und wirtschaftliche Reformen den 
nordafrikanischen Raum auf einen Transfor-
mationsweg gebracht und haben qualitativ zu 
anderen Weltregionen aufgeschlossen.
Aufgrund dieser geopolitischen Kategorisie-
rung ist es sinnvoll, genauer auf die Transfor-
mationsentwicklung dieser fünf nordafrikani-
schen Nachbarn zu schauen - auf ihrem Weg zu 
Demokratie, zu einer gerechteren Wirtschaft 































Hauptregionen Tripolitanien, Cyrenaika und 
Fezzan aufgeteilt werden, analog den Vorstel-
lungen einiger Stämme und Milizen? Sind in 
Ägypten die Machtansprüche der Muslimbrü-
der und des Militärs friedlich in Einklang zu 
bringen, oder wird die Zukunft weiter durch 
Konfrontation gekennzeichnet? Schafft es die 
regierende Elite in Algerien, die politische Teil-
habe zu erhöhen und einen Generationswechsel 
einzuleiten? Sind Frau und Mann nur gleich vor 
dem Gesetz oder setzt sich Gleichberechtigung 
auch im Alltag durch?
Neben der Identität stellt sich die Frage der 
Legitimation von Macht. Haben Diktatoren 
früher mit dem Mittel der Angst geherrscht, 
so müssen die Regime nun mehr und mehr 
Rechenschaft über ihre Machtausübung able-
gen. Wie erbittert der Machtkampf um Einfluss 
und Ressourcen ausgetragen wird, zeigt sich 
exemplarisch in Ägypten. Das alte Machtge-
füge aus Militär, Polizei, Justiz und Bürokratie 
ringt mit den Muslimbrüdern und dem bunten 
revolutionären und säkularem Spektrum um 
die Zukunft. Bezwangen die Revolutionäre vom 
Tahrir-Platz 2011 mit Hilfe der Generalität Dik-
tator Mubarak, so gewannen die Muslimbrüder 
Mehr Beteiligungsrechte
Demonstrationen, Versammlungen, Gründun-
gen von Parteien und Interessenvertretungen, 
Wahlen, Medienvielfalt und eine immer mün-
digere und selbstbewusstere Zivilgesellschaft 
fordern politische und zivile Rechte ein. In 
Marokko erlaubte König Mohammed VI. 2011 
eine öffentliche  Verfassungsdebatte. In Tune-
sien fanden nicht nur die ersten fairen und 
freien Parlamentswahlen statt, sondern im 
Januar 2014 stimmen parteiübergreifend 90 % 
der Parlamentarier einer für die arabische Welt 
wegweisenden Verfassung zu – nach zweijäh-
riger hitziger Debatte und unter Einschluss 
von zivilgesellschaftlichen Akteuren wie 
Gewerkschaften, Arbeitgeberverbänden und 
Nichtregierungsorganisationen.
Mehr Freiheit, Vielfalt und Beteiligung befeu-
ern aber auch bislang tabuisierte gesellschaft-
liche Konflikte. Zentrale Fragen der Identität 
sind zu diskutieren, allen voran die Frage nach 
dem Verhältnis von Religion und Politik. Dane-
ben harren beispielhaft folgende Fragen einer 
Beantwortung: Gibt es ein geeintes Libyen 















Quelle: BTI 2006-2014 © Bertelsmann Stiftung
Politische Beteiligungsrechte in Nordafrika, 2005 bis 2013
* Die Jahreszahlen beziehen sich auf das jeweilige Ende des Untersuchungszeitraums für den BTI 2006, den BTI 2012 und den BTI 2014.
Die Bewertung des BTI 2014 schließt beispielsweise die Entmachtung der Muslimbrüder in Ägypten nicht mehr mit ein, die sonst eine































die Wahlen; durch schlechtes Regieren erzürn-
ten die Religiösen jedoch Millionen von Bür-
gern, das Militär entmachtete daraufhin mit 
Billigung der meisten säkularen Kräfte die 
Muslimbrüder. Nun herrschen wieder Militär 
und alter Apparat. Die Muslimbruderschaft ist 
als Partei verboten, als Verein zur Terrororga-
nisation deklariert, die revolutionären Kräfte 
sind kaltgestellt, selbst ehemalige 2011-Akti-
visten sitzen nun im Gefängnis, die Presse 
berichtet in gleichgeschalteter Manier einseitig 
zugunsten der neuen alten Machthaber.
Hunger nach Arbeit
Die politischen Konflikte haben die wirtschaft-
liche Entwicklung Nordafrikas zurückgewor-
fen. Zwar gibt es weniger legalistische Hürden 
für die Gründung von Firmen und die Berufs-
wahl, aber die aufgebrochenen gesellschaftli-
chen Konflikte und die politischen Unsicher-
heiten schrecken Investoren ab und heizen die 
Inflation an. Eine vielfältige Abwärtsspirale 
hat eingesetzt: sinkende Steuereinnahmen, 
steigende Arbeitslosigkeit, weniger Touristen, 
dafür mehr Korruption, die Schere zwischen 
Arm und Reich klafft weiter auseinander denn 
je. Wenig tröstlich ist da die Erkenntnis, dass 
in radikalen Umbruchsituationen geradezu zu 
erwarten ist, dass volkswirtschaftliche Leis-
tungsstärke und makroökonomische Stabilität 
sinken und soziale Exklusion steigt. Exempla-
risch auch hier Ägypten, dessen kurzfristiger 
Finanzbedarf so riesig ist, dass der Kairoer 
Staatshaushalt ohne die milliardenschwe-
ren Finanzspritzen der Saudis, Emiratis und 
Kuwaitis in Konkurs ginge. 
Die wirtschaftlichen Einbrüche machen nun 
aber den jahrzehntelangen Reform- und Moder-
nisierungsstau in der arabischen Welt sichtbar. 
Der Hunger der jungen Gesellschaften nach 
Arbeit und ein wenig Wohlstand kann nur 
befriedigt werden, wenn die, meist auf das 
Rentensystem ausgerichteten, Volkswirtschaf-
ten mit ihren Subventions-Mechanismen, die in 
erster Linie Reiche entlasten, in eine produktive 
und dienstleistungsorientierte Infrastruktur 
umgebaut werden. Die algerische Regierung 
versucht, die Markt- und Wettbewerbsord-
nung zu reformieren. Marokko versucht, durch 
engere Anbindung an den europäischen Markt 
sein Wirtschaftsportfolio zu diversifizieren.
Die meisten Ägypter setzen auf Feldmarschall 
Abdel-Fattah al-Sisi als Präsidenten, sie verzich-
ten auf Freiheit und akzeptieren die Restaurie-
rung der alten Macht, weil sie hoffen, dass ein 
neuer starker Mann die Wirtschaft in Schwung 
bringt, damit endlich die Preise wieder sinken 
und sie vielleicht doch eine Arbeit finden können. 
Dabei hat der große Hoffnungsträger bislang 
kein wirtschaftspolitisches Programm vorgelegt.
Inklusiver und besser Regieren
Gutes Regieren verlangt den Entscheidungs-
trägern ab, grundlegende Wirtschaftsrefor-
men mit inklusivem Wachstum und transpa-
rentem Regulieren zu erreichen, die fragilen 
demokratischen Institutionen zu stärken, den 
alten Überwachungs- und Sicherheitsapparat 
zu einer verfassungstreuen Polizei und Armee 
umzuformen, Korruption und Kriminalität 
effektiv zu bekämpfen, die Sicherheitslage zu 
stabilisieren und Terroranschläge zu vereiteln.
Zur Beurteilung von Regierungsqualität zeich-
net der aktuelle Bertelsmann Transformation 
Index  ein buntes Bild für die fünf nordafrika-
nischen Länder. Deren Führungseliten haben 
zwar nun mehr Optionen zum Regierungshan-
deln als zuvor, zeichnen sich aber gleichzeitig 
durch weniger Kompetenz und Ressourcenef-
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in Nordafrika, sondern auch in der Türkei und 
der Ukraine. Vermittelnde Kräfte, die nationale 
Dialoge organisieren können, sind im gesamten 
europäischen Nachbarschaftsraum gefragt. 
Hier steckt eine neue politische Herausforde-
rung für die Europäische Union, die Transfor-
mations-Partnerschaften um das Moderieren 
und Unterstützen ‚Runder Tische‘ zu ergänzen.
Die europäische Perspektive
Sehr schnell haben die Brüsseler Institutio-
nen und die Mitgliedsstaaten infolge der ara-
bischen Umbrüche ihre Transformationshilfen 
ausgeweitet und umstrukturiert. Während sie 
vor 2011 ihre Zusammenarbeit noch stark auf 
Sicherheits-Kooperation mit den Regimen und 
Hilfe beim Umbau der lokalen Wirtschaften 
auf den Freihandel konzentrierten, so legten 
sie ab 2011 den Fokus stärker auf die Förde-
rung politischer, sozialer und wirtschaftlicher 
Teilhabemöglichkeiten.
Institutionell reagierte die Europäische Union 
durch eine Aufstockung der direkten Budget-
hilfe für Revolutionsländer wie Tunesien. Sie 
intensivierte die bilaterale Zusammenarbeit im 
Rahmen der europäischen Nachbarschaftspo-
litik mit allen Ländern Nordafrikas. Mit Tune-
sien und Ägypten wurden Task-Forces einge-
richtet, um maßgeschneiderte Projekte zum 
Beispiel für die Entwicklung des ländlichen 
Raumes zu entwickeln. Mit Marokko, Tunesien 
(und Jordanien) verhandelt die EU sogar über 
vertiefte Handelspartnerschaften. Zur Unter-
stützung demokratischer Strukturen grün-
dete die EU mit dem European Endowment for 
Democracy und SPRING (Programm zur Förde-
rung von Reformen und Wachstum) zwei neue 
Förder-Instrumente.
Gemeinsam mit den Finanzhilfen der Mitglied-
staaten setzte Europa so einen vielfältigen 
Strauß unterschiedlicher Projekte auf, die von 
der Aus- und Fortbildung über die Stärkung der 
Zivilgesellschaft bis hin zur Förderung kleiner 
und mittlerer Unternehmen reichen.
Im Bewusstsein, dass die Umbrüche gerade in 
Nordafrika historisch sind, versah die EU ihre 
erlebt ein lebendiges Parlament und gewählte 
Regierung, doch Gadhafi-Diktatur und Bürger-
krieg erschweren den Politikern Willkür, Kri-
minalität und Staatsverfall zu verhindern und 
Institutionen zu schaffen, die das Milizentum 
ablösen. 
Ein zentrales Problem ist die weiterhin grassie-
rende Korruption in Nordafrika. Dagegen hilft 
mehr Transparenz. Fachleute der OECD und 
des Berliner Auswärtigen Amtes arbeiten mit 
dem tunesischen Finanzbeamten daran, für 
Regierung, Parlament und Öffentlichkeit das 
Jahresbudget transparent zu gestalten. Trans-
parency International ist mit lokalen Partnern 
dabei, Bewusstsein für die Brisanz von Korrup-
tion zu schaffen. Beides sind wichtige Beiträge 
zur Etablierung rechtsstaatlicher Strukturen. 
Transparenz und Rechtsstaatlichkeit schaf-
fen Vertrauen. Und besonders Vertrauen fehlt 
zwischen den unterschiedlichen gesellschaft-
lichen Gruppierungen, die sich nun Dank der 
Arabellion in Parlamenten, Medien und Zivilge-
sellschaft stärkeres Gehör verschaffen können. 
Doch Streit und Zank um Identität und Macht 
polarisieren besonders entlang religiöser und 
sozialer Konfliktlinien, der gesellschaftliche 
Zusammenhalt ist in Gefahr. Dank ihres  Enga-
gements haben in Tunesien drei starke Säulen 
der Zivilgesellschaft – die Gewerkschaften, 
die Unternehmerverbände und die Menschen-
rechtsorganisationen –  zwischen dem islamis-
tischen und dem säkularen Spektrum vermit-
teln können. 
Eine demokratische Kultur des Kompromisses 
und Konsenses zu entwickeln und zu erhalten, 
ist aber schwer. Die Verhandlungsmethodik 
des Runden Tisches hilft. Vorbildhaft sind die 
Runden Tische, die wie in Warschau infolge der 
Umbrüche von 1989-1990 eingerichtet wurden, 
um zwischen den neuen und alten Machteliten 
gesellschaftlichen Zusammenhalt inklusiver 
und pluraler neu zu organisieren. Es ist an der 
Vermittlungskunst, Protestbewegungen und 
alte Herrschaftsstrukturen von ihren maxima-
len Forderungen zu Kompromissen zu bewe-
gen. Die Herausforderung, gesellschaftliche 
Polarisierung zu überwinden und neue Kon-
sensstrukturen zu entwickeln, zeigt sich inner-
































mit einer starken normativen Komponente: So 
solle den Nachbarn im Süden nicht nur mehr 
Geld, sondern auch ein leichterer Zugang zu 
europäischen Märkten und mehr Mobilität 
seiner Menschen nach Europa gewährt wer-
den. Außerdem sollten die finanziellen Zuwen-
dungen konditioniert werden nach dem Motto 
„more for more, less for less“, dass heißt die 
Länder, die sich mehr in Richtung Demokratie 
bewegten, bekommen mehr Unterstützung; 
diejenigen, die keine ausreichenden Fort-
schritte erzielen, müssen mit weniger Angebo-
ten rechnen. 
Nach drei Jahren zeigt sich, dass die norma-
tive, institutionelle und praktische Transforma-
tions-Unterstützung richtig ist. Die Arabellion 
bleibt eine Zeitenwende; die Entwicklungen 
sind sprunghaft, komplex, von Land zu Land 
unterschiedlich, oft unberechenbar. Europa als 
direkter Nachbar bleibt betroffen, ergo mögen 
die Projektinitiativen hartnäckig und engagiert 
fortgesetzt werden, auch wenn schnelle Ergeb-
nisse zunächst ausbleiben.
Zu loben ist, dass trotz der eigenen Staatsschul-
denkrise die Europäische Union mehr Geld 
für ihre südliche Nachbarschaft bereitgestellt 
hat - rund ein Drittel mehr als vor Ausbruch 
der Arabellion. Zu loben ist auch, dass die EU 
trotz großer Zurückhaltung, mehr Flüchtlinge 
aufzunehmen, und trotz des Kampfes gegen 
Terrorismus und Intoleranz an der Bedeutung 
ihrer Transformations-Partnerschaften festhält.
Dennoch könnten die EU-28 den Wirkungsgrad 
ihrer Hilfen und Projekte erhöhen, wenn sie die 
Bandbreite an Reibungsverlusten zwischen den 
europäischen Institutionen und den Hauptstäd-
ten ihrer Mitgliedsstaaten minimieren könnten.
More for more, less for less
Ägypten: Europa finanziert die Stärkung der 
Zivilgesellschaft und der Medienvielfalt. Die 
Machthaber am Nil, seien es Muslimbrüder 
oder Militärs, schränken diese jedoch ein, sei 
es durch ein Arbeitsverbot für diverse Stiftun-
gen, sei es durch die Verfolgung von Bloggern 
und Aktivisten der Revolutionsbewegung vom 
6. April. Nach der europäischen Vorgabe des 
More for More, Less for Less-Prinzips müsste 
Europa seine Hilfen einschränken und sein 
politisches Engagement zurückfahren. Einige 
Quelle: Transformationsindex BTI 2012-2014, Bertelsmann Stiftung © Bertelsmann Stiftung








































































BTI 2012 - 2014





















































diesem Sinne politischen Druck aufzubauen. 
So gerät europäische Transformationshilfe ins 
Spannungsfeld mit Wirtschafts- und Handels-
interessen. Bei näherem Hinsehen kann dieses 
Dilemma aufgelöst werden. Mehr Pluralität in 
Politik und Wirtschaft kann Marokkos Öko-
nomie eher stärken und so noch attraktiver 
machen für europäische Unternehmen. Darü-
ber ist mit den politisch Verantwortlichen in 
Rabat zu sprechen, denn die hohe Legitimität 
des Königshauses erlaubt weitergehende sozi-
ale und politische Reformen. 
Schließlich könnten die nordafrikanischen Län-
der mehr eigene Gewinne erzielen, wenn sie 
mehr landwirtschaftliche Produkte auf dem 
europäischen Markt verkaufen könnten. Aus 
Angst vor Billigkonkurrenz aus dem Süden 
haben einige EU-Hauptstädte und Institutio-
nen eher auf Abschottung gesetzt und paral-
lel europäischen Agrarexport subventioniert. 
Jedoch setzt in Europa langsam ein Umdenken 
ein. Die bilateralen Assoziationsabkommen mit 
einzelnen nordafrikanischen Staaten schaf-
fen mehr Einfuhrmöglichkeiten nach Europa. 
Beachtung sollte auch die jüngste Rede von EU-
Agrarkommissar Ciolos bei der Eröffnung der 
Grünen Woche Anfang 2014 in Berlin finden. 
Ciolos kündigte an, die europäische Agrar- und 
Entwicklungspolitik stärker miteinander zu har-
monisieren, insbesondere die Subventionen für 
landwirtschaftliche Produkte aus Europa nach 
Afrika zu reduzieren. So eine Strategie könnte 
verhindern helfen, dass immer mehr afrika-
nische Bauern ihre Höfe verlassen und nach 
Europa, zumindest in die großen Städte, flüchten. 
Die Wirtschaftskommission der Vereinten Nati-
onen für Afrika (UNECA) sieht den intraregio-
nalen Handel zwischen den  nordafrikanischen 
Ländern von derzeit unter 5% steigerbar. Die 
fünf Staaten haben ein enormes ökonomisches 
Potenzial dank fossiler und alternativer Ener-
gien sowie der jungen Bevölkerung. Insbeson-
dere das Misstrauen zwischen den nordafrika-
nischen Regierungen, gerade zwischen Rabat 
und Algier, und unsichere Grenzregionen in 
und um Libyen blockieren mögliche Koopera-
tionen. Für Europa ergibt sich auch hier eine 
politische Aufgabe, in Abstimmung mit den 
Hauptstädten könnte Brüssel mehr politische 
Kraft mobilisieren, um zwischen Algerien und 
Mitgliedstaaten sind dafür, auch weil sie die 
strikte Verfolgung der Muslimbrüder kritisie-
ren. Andere Mitgliedstaaten sind dagegen, weil 
sie Ägypten geopolitisch für zu wichtig halten, 
als dass es ignoriert werden könne. So steht 
Brüssel zwischen allen Stühlen und versucht, 
seine europäische Nachbarschafts-Politik zwi-
schen pragmatischer Realpolitik und normativ 
orientierter Zusammenarbeit zu manövrie-
ren. Angesichts dieses Dilemmas ist zu emp-
fehlen, keine Fördergelder aus dem SPRING-
Programm mehr zu gewähren, die sozialen 
Projektinitiativen zur Armutsbekämpfung im 
ländlichen Raum aber fortzuführen. Ange-
sichts der zunehmenden gesellschaftlichen 
Polarisierung am Nil muss auf eine Integration 
aller gesellschaftlichen Gruppen hingewirkt 
werden, damit die Ausgrenzung der Mus-
limbrüder und der Revolutionsbewegungen 
überwunden wird. Ägypten braucht dringend 
einen Runden Tisch, selbst wenn die jetzigen 
Machthaber dies bestreiten. Auch wenn der 
europäische Einfluss in Kairo im Vergleich 
zum amerikanischen gering ist, weil das ägyp-
tische Militär auf die amerikanische Militär-
unterstützung angewiesen ist, so können doch 
Brüssel und Washington gemeinsam mehr poli-
tischen Druck ausüben und einen Kompromiss- 
und Konsens-Prozess dort motivieren helfen. 
Sicherlich entkommt Kairo diesem Druck kurz-
fristig mittels der Finanzspritzen aus dem Golf 
und der politischen Unterstützung durch den 
Kreml in Moskau. Doch angesichts des riesigen 
sozioökonomischen Reformstaus, vor dem die 
Machthaber in Kairo stehen, braucht Ägypten 
mittelfristig die Transformations-Partnerschaft 
mit Europa, dieses Pfund sollte Brüssel in die 
Waagschale werfen.
Infolge der europäischen Staatsschuldenkrise 
wächst der Zwang gerade der südeuropäischen 
Mitgliedstaaten, Wachstum zu generieren und 
dafür mehr die Potenziale in Nordafrika zu 
nutzen. Für die spanische Wirtschaft bedeutet 
dies zum Beispiel, ihren Handel mit Marokko 
auszubauen, um neue Wachstumsnischen 
zu erschließen. Währenddessen versuchen 
europäische Förderprogramme den Palast in 
Rabat zu drängen, bei den politischen Refor-
men fortzufahren und die politischen Rechte 
seiner Bürger zu stärken. Handelsinteressen 































Marokko vertrauensbildende Maßnahmen zu 
erwirken, vielleicht sogar einen Kompromiss 
über den Westsahara-Konflikt zu erzielen, der 
die größte Hürde für interregionale Koopera-
tion in Nordafrika darstellt. Zusätzlich muss 
innerhalb der EU die ambivalente Haltung zum 
Westsahara-Gebiet geklärt werden. Das Land 
hat eine fischreiche Küste, die Teil des EU-
Marokko-Fischereiabkommens ist.
Die aufgezeigten Reibungsverluste, die durch 
die Dilemmata europäischer Nordafrika-Politik 
entstehen, empfehlen eine doppelte politische 
Initiative. Eine nach innen zur Selbstreflexion 
und eine nach außen zur Konflikt-Vermittlung 
zwischen gesellschaftlichen Gruppen und zwi-
schen Regierungen.
Eine Räson auf höchster EU-Regierungsebene 
wäre allerdings Voraussetzung, um die Rich-
tung und Wirkung europäischer Transforma-
tions-Initiativen in der südlichen Nachbar-
schaft zu bestimmen und das komplizierte 
Beziehungsgeflecht aus nationalen Interessen, 
nationaler und europäischer Unterstützungs-
leistung sowie das Zusammenspiel mit dem 
Europäischen Auswärtigen Dienst (EAD) in ein 
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